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Vorwort 

Gegenstand des Bandes sind die §§ 266-271 und die §§ 362-397 BGB, 
einschließlich jener Rechtsinstitute, die in ihren Denkzusammenhang gehö­
ren, vom BGB jedoch nicht aufgegriffen wurden (Aufrechnungsvertrag, 
Aufhebungsvertrag, Novation, Konfusion, Erfüllungsübernahme insbeson­
dere). Gegenstand des Bandes sind ferner die schuldbezogenen personalen 
Erweiterungen der Sphäre des Schuldners (Erfüllungsgehilfen, gesetzliche 
Vertreter) und des Gläubigers (Einziehungsberechtigte, Einziehungser­
mächtigte, schlichte Annahmegehilfen), einschließlich anders strukturierter, 
jedoch benachbarter Erscheinungen (wie der des Substituten). Gegenstand 
des Bandes sind dagegen nicht mehr jene Fragen, die wir herkömmlich dem 
Recht der Leistungsstörungen zuweisen. Von der Zweckerreichung und der 
Zweckstörung ist nirgendwo die Rede und von der Haftung des Schuldners 
für seine Hilfspersonen wenigstens grundsätzlich nicht. 

Innerhalb des Schuldrechts, das wie kein anderes Teilgebiet des BGB 
Rechtsprechung und Schrifttum beschäftigt, ist der Lehre vom Erlöschen der 
Schuldverhältnisse bislang weit weniger Interesse zugewandt worden als 
anderen Fragen, die praktisch und theoretisch bedeutsamer zu sein schienen. 
Zwar mangelt es nicht an kleineren Beiträgen zu diesem oder jenem Problem. 
Zwar sind auch verschiedentlich einzelne Rechtsinstitute dargestellt worden. 
Eine zusammenfassende Bearbeitung des gesamten Themas ist jedoch nicht 
vorhanden. Das mag den Band im Besonderen rechtfertigen. 

Adressaten sollen Theorie und Praxis gleicherweise sein, so wie sie auch 
gleicherweise herangezogen wurden. Wenn es Aufgabe der Rechtsdogmatik 
ist, tatbestandlich verdichtete Vorstellungen von korrekten Lösungen zu 
vermitteln, die sich gerade in der Praxis als sachrichtig zu bewähren haben 
und zugunsten überzeugenderer Lösungen preiszugeben sind, wenn sie sich 
nicht (oder : nicht mehr) bewähren, kann es weder Rechtsdogmatik ohne 
Rechtspraxis geben noch Rechtspraxis ohne Rechtsdogmatik. Das endliche 
Ziel war eine Lehre vom Erlöschen der Schuldverhältnisse, die mit klaren 
Begriffen moderne Sachproblematik bewältigt unter Verwendung aller tra­
dierten und bewährten Formeln und Modelle, aber auch unter Abschichtung 
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aller von der Rechtsentwicklung überholten Theorien und aller Mystizis­
men, die in die Schuldrechtsdogmatik eingedrungen sind. 

Die 2. Aufl. bringt das Werk in allen seinen Teilen auf den Stand vom 
1.Juni 1994. Die Gliederung der 1. Aufl. wurde mit geringfügigen Änderun­
gen beibehalten, neu eingefügt allerdings (als§ 11 III) ein Abschnitt, der sich 
mit der Erfüllung von Geldschulden mittels einer Universalkreditkarte be­
schäftigt. Im übrigen hat die Entwicklung der Rspr. und des Schrifttums 
während eines Jahrzehnts zu einer Fülle von Eingriffen in den Text von mehr 
oder minder großer Bedeutung geführt. Eine nicht unerhebliche Erweite­
rung des Gesamtumfangs war leider nicht zu vermeiden. 

Für Hilfe bei der Bewältigung der Last der Korrekturen habe ich meiner 
Ehefrau Annemarie Gernhuber zu danken. 

Tübingen, im Oktober 1994 Joachim Gernhuber 
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A. Einleitung 

§ t. Erlöschen der Schuld und des 
Schuldverhältnisses 

§ 1, 1 

1. Schuldverhältnis und Schuld. Das BGB definiert den Begriff des 
Schuldverhältnisses nicht; es verwendet ihn mit zwei Bedeutungsgehalten : 
Neben Normen, in welchen das Schuldverhältnis durch einen der Kom­
plementärbegriffe Forderung und Schuld (also: durch die alte Obligation) 
ersetzt werden kann, treten andere, die mit dem Begriff einen Bedeutungs­
gehalt meinen, der eine einfache Leistungsbeziehung bei weitem über­
schreitet (so in den §§273 I, 292 I, 425 1). Auch der vielfach als Legaldefi­
nition mißverstandene § 241 verengt den Begriff nicht auf einen einzigen 
Bedeutungsgehalt; gerade in seinem Text bleibt er zweideutig: Wenn »der 
Gläubiger kraft des Schuldverhältnisses berechtigt ist, von dem Schuldner 
eine Leistung zu fordern«, so bleibt der Sinn des Rechtssatzes gewahrt, 
mag man nun das Schuldverhältnis mit der Schuld identifizieren, mag man 
auch mit ihm die Vorstellung einer komplexen Einheit verbinden, in der 
die Schuld nur noch ein - wenn auch das wichtigste - Element ist. 

Rspr. und Schrifttum tragen dem Gesetz Rechnung : Vom Schuldver­
hältnis im engeren Sinn (der Leistungsbeziehung) wird das Schuldverhält­
nis im weiteren Sinn geschieden, das jenes in sich aufnimmt, jedoch bei 
weitem überschreitet. Auch heute noch (wenn auch zunehmend eher wi­
derwillig) wird dergestalt den Begriffen des BGB Folge geleistet, obwohl 
die Entbehrlichkeit des Begriffs »Schuldverhältnis im engeren Sinn« längst 
erwiesen ist1 und die Verwendung eines Wortes für zwei Bedeutungsge­
halte Mißverständnisse provozieren kann. Nichts ist im engeren Begriff 
enthalten, was nicht schon in anderen, weit anschaulicheren Begriffen ent­
halten wäre. Das »Schuldverhältnis im weiteren Sinn« aber ist unentbehr-

1 Vgl. dazu GERNHUBERSchvh §211. 
Unaufhebbar bleibt allerdings die Notwendigkeit, bei der Anwendung jener Normen, die 

Schuldverhältnis und Leistungsbeziehung miteinander identifizieren, auf den verengten Be­
deutungsgehalt hinzuweisen. 
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lieh. Es ist die das Schuldrecht prägende, ja konstituierende Kategorie der 
juristischen Logik. 

2. Das Schuldverhältnis im weiteren Sinn. An Versuchen, das Schuld­
verhältnis als komplexe Einheit wenn auch nicht zu definieren, so doch 
wenigstens näher zu charakterisieren, herrscht kein Mangel2. Für die Lehre 
vom Erlöschen der Schuldverhältnisse (so die Abschnittsüberschrift des 
BGB vor § 362) ist insoweit Bescheidung möglich und damit auch geboten. 
Sie kann zwar auf eine Gliederung der komplexen Einheit in die einzelnen 
Elemente nicht verzichten, bedarf jedoch keiner weiteren (stets prämissenbe­
dingten und oft von anderen Wissenschaften inspirierten) Vorstellung von 
dem, was ein Schuldverhältnis ist (oder auch nicht ist). Es genügt bereits die 
zusätzliche Feststellung, daß es sich um eine komplexe Einheit handelt mit 
wechselnder Zusammensetzung und wandelbarem Inhalt der Einzelelemen­
te unter Bestimmung des Wechsels und des Wandels durch den Zweck des 
Schuldverhältnisses, der sich Bahn bricht in unmittelbar wirkenden Eingrif­
fen der Rechtsordnung oder in Gestaltungsakten der Parteien, die ihnen die 
Rechtsordnung zur Verfügung stellt3 • 

3. Erlöschen der Schuld und des Schuldverhältnisses. a) Von einem Er­
löschen kann sinnvoll sowohl mit Bezug auf die einzelne Leistungsbeziehung 
als auch mit Bezug auf das Schuldverhältnis als komplexe Einheit gesprochen 
werden. Der Abschnitt »Erlöschen der Schuldverhältnisse« im BGB ist 
freilich deutlich auf die einzelne Leistungsbeziehung bezogen. Erfüllung, 
Erfüllungssurrogate (Aufrechnung, Hinterlegung) und Erlaß sind nicht 
sinnvoll auf das Schuldverhältnis als komplexe Einheit zu beziehen, ebenso­
wenig übrigens zwei weitere Rechtsfiguren, die das BGB nicht aufgriff, die 
jedoch die nämliche Wirkung hervorbringen: die Novation und die Konfuc 
sion. Daß sie allesamt nicht jene Elemente im Schuldverhältnis meinen, die 
keine Pflichten begründen (Gestaltungsbefugnisse, Einziehungsberechti­
gungen, Empfangszuständigkeiten, Eingriffsermächtigungen, Gläubiger­
obliegenheiten), ist evident. Augenscheinlich scheiden aber auch alle Pflich­
ten als mögliche Bezugsobjekte aus, die nicht Leistungspflichten (auch nicht: 
Nebenleistungspflichten) sind4 • Weitere Verhaltenspflichten, Leistungs-

2 Vgl. GERNHUBER Schvh §212. 
3 Vgl. GERNHUBER Schvh § 2 1 3. 
4 Die Aussage wird nicht in Frage gestellt durch Versuche, einen Erfüllungsanspruch für 

einzelne Pflichten nachzuweisen, die herkömmlich bei den Leistungstreue- und Mitwirkungs­
pflichten oder bei den weiteren Verhaltenspflichten eingeordnet werden. Vgl. STÜRNERjZ 1976, 
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treue- und Mitwirkungspflichten sind vom BGB in den §§362ff. nicht 
gemeint5• Ihnen ist gleicherweise (wenn auch in unterschiedlicher Prägung) 
eine dienende Funktion eigentümlich, die zwar vereinzelt eine Anwendung 
von Normen aus dem Komplex der§§ 362 ff. nicht ausschließen mag (weitere 
Verhaltenspflichten widerstehen sicher einer Aufrechnung oder einer Hin­
terlegung, doch kann der Gläubiger auf ihre Befolgung verzichten), doch war 
an eine Anwendung nie gedacht (deshalb besteht auch kein Anlaß, den 
Verzicht auf eine weitere Verhaltenspflicht dem Vertragsprinzip des § 397 zu 
unterwerfen). 

b) Alle dienenden Elemente des Schuldverhältnisses enden vielmehr 
grundsätzlich mit dem Verlust ihrer funktionellen Bezüge; sie erlöschen, 
weil sie ihren Sinn verloren haben. Das Schuldverhältnis als komplexe Ein­
heit aber endet in aller Regel, wenn alle Leistungspflichten und alle dienen­
den Elemente (einschließlich der sog. »nachwirkenden Verhaltenspflich­
ten«6) ihr Ende fanden und neue nicht mehr entstehen können; es erlischt 
dann, weil es gegenstandslos geworden ist7. 

Erlöschen der Schuld und Erlöschen der dienenden Elemente stehen damit 
ebensowenig in einem einfachen Fortsetzungszusammenhang wie das Erlö­
schen der Schuld und das Erlöschen des Schuldverhältnisses als komplexe 
Einheit. Unaufhebbar ist allein das Verhältnis, in dem das Schuldverhältnis 
zur Schuld und zu allen dienenden Elementen in der Zeit des Erlöschens 
steht: Es währt am längsten, mag auch zuweilen (Fälle der unmittelbaren 
Folge) der zeitliche Abstand nur noch logisch faßbar sein. 

c) Anders ist lediglich die Wirkung eines Aufhebungsvertrages. Er richtet 
sich auf das Schuldverhältnis als komplexe Einheit, das er total oder partiell 
beendet im unmittelbaren Zugriff. Daß die schließliche Wirkung nicht an­
ders wäre, wenn es sich allein um die Aufhebung der Schuld (aller Schulden) 

384ff. mit einem weitgehenden präventiven Schutz vor der Verletzung konkretisierbarer 
»Treue- und Sorgfaltspflichten« durch klagbare materiellrechtliche Erfüllungsansprüche. So­
weit für einzelne Pflichten ein Erfüllungsanspruch nachgewiesen ist, sind sie künftig bei den 
Leistungspflichten einzuordnen. 

5 Zu den verschiedenen Pflichtenarten vgl. GERNHUBER Schvh § 2 III und IV. 
6 Besser ist es, von »Endpflichten« zu sprechen (so GERNHUBER Schvh §2 III 6). Der Begriff 

»nachwirkende Verhaltenspflichten« suggeriert den Fortbestand von Pflichten nach Beendi­
gung des Schuldverhältnisses. 

7 Nach aA erlischt es, wenn sein Ziel oder sein Zweck erreicht ist (vgl. WIESE, FS Nipperdey, 
1965, Bd. I, S. 839; BEUTHIEN Zweckerreichung und Zweckstörung im Schuldverhältnis, 1969, 
S. 266ff.). Doch wird dann lediglich die Erledigung durch Erfüllung der Leistungspflichten 
bedacht. Vgl. dagegen schon§ 726. LARENZ nimmt Erledigung durch Zweckerreichung erst nach 
Beendigung aller Pflichten an (SchuldR, § 2 V und § 19 II a). Nach dritter Ans. ist § 362 auch auf 
das Schuldverhältnis i. w. S. anzuwenden. Vgl. FIKENTSCHER RdNr. 266. 
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handeln würde, ist gewiß richtig, jedoch belanglos, weil eine derartige Skelet­
tierung des Aufhebungsvertrages dem Parteiwillen nicht entspricht. Das 
Phänomen hat auch nichts Beunruhigendes an sich: Das Schuldverhältnis als 
komplexe Einheit ist uns auch sonst als Verfügungsobjekt geläufig (bei der 
Vertragsübernahme insbesondere). 

4. Leistungen als Grund des Erlöschens. Schulden, also zur Leistung 
verpflichtet sein, heißt (jedenfalls auch) Leistensollen des Schuldners. Was 
der Schuldner zu leisten hat, soll der Gläubiger erhalten. Dem Leistensollen 
korrespondiert also ein Bekommensollen. Leistensollen und Bekommensol­
len enden mit jedem Erlöschen der Schuld, mag nun der Gläubiger das 
erhalten haben, was er bekommen sollte, mag auch die Schuld ohne Leistung 
erloschen sein. Doch setzt sich das Bekommensollen des Gläubigers nach der 
Leistung und dem Erlöschen der Schuld in einem Behaltendürfen fort und 
sichert der bereits erloschenen Schuld damit eine Relevanz, die der Schuld 
nach Erlöschen ohne Leistung notwendig fehlt (vgl. dazu unten§ 5 1 5). Die 
Sonderung der einen Erlöschensgründe von den anderen hat damit auch eine 
rechtsdogmatische Bedeutung. Freilich empfiehlt es sich nicht, das Erlöschen 
der Schuld durch Leistung als »natürlichen« Beendigungsgrund zu bezeich­
nen8 und damit die anderen als »unnatürlich« zu disqualifizieren. Erlaß, 
Konfusion, Novation, Aufhebungsvertrag sind schließlich Rechtsfiguren, 
die nicht negativ zu akzentuieren sind. Sofern man eine begriffliche Sonde­
rung überhaupt für notwendig hält, könnten treffender die schuldtilgenden 
Beendigungsgründe von den abbrechenden gesondert werden. 

5. Schuld und Haftung. Schuld und Forderung sind nichts anderes als die 
zwei Seiten eines den Schuldner belastenden und den Gläubiger begünstigen­
den Rechtsgebots; dem Leistensollen korrespondiert das Bekommensollen 
mit gleichem Rang. Die Schuld ist der Forderung nicht vorgeordnet9 (mag sie 
auch in unserer Terminologie vielfach und vornehmlich im Begriff des 
Schuldrechts die Oberhand gewonnen haben) und die Forderung nicht der 
Schuld. 

Haftung (hier als sanktionierender Rechtszwang verstanden, dem der 
Schuldner unterworfen ist, wenn er seinen Pflichten nicht entspricht10) ist 
kein konstitutives Element der Schuld. Rechtliches Sollen, das durchzuset-

8 Für treffend gehalten von Münch-Komm-HEINRICHS 2 vor §362. 
9 Anders aber LEONHARD SchuldR AT, S.41; SCHÖNFELD, in : Die Reichsgerichtspraxis im 

deutschen Rechtsleben, FS für das Reichsgericht, 1929, Bd. II, S. 224. 
to Zu den verschiedenen Haftungsbegriffen vgl. GERNHUBER Schvh § 4 I 2. 
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zen die Rechtsordnung nicht gestattet, mag vielfach nicht viel mehr als eine 
leere Deklaration sein, ein Widerspruch in sich selbst ist es ebenso gewiß 
nicht11 • 

In der Lehre vom Erlöschen der Schuld ist die Schuld ohne oder mit nur (in 
dieser oder jener Richtung) beschränkter Haftung der anderen mit voller 
Haftung des Schuldners grundsätzlich gleichgestellt, der Unterschied also 
solange belanglos, als der Gläubiger nicht gezwungen ist, die Hilfe des 
Staates in Anspruch zu nehmen. Eine Ausnahme gilt freilich dort, wo der 
Gläubiger sein Recht im unmittelbaren Zugriff durchzusetzen vermag: Mit 
einer Forderung, für die der Schuldner nicht haftet, kann der Gläubiger 
niemals eine eigene Verbindlichkeit durch Aufrechnung im einseitigen Akt 
tilgen, und mit einer Forderung, für die der Schuldner beschränkt haftet, nur, 
wenn er die Grenzen der Haftung respektiert (vgl. dazu unten§ 12 VI 1 a). 

6. Erwerbsgründe. Bloße Erwerbsgründe sind alle Tatbestände, die eine 
Leistung der Rückabwicklung nach den Regeln der Leistungskondiktion 
entziehen, obwohl eine Pflicht zur Leistung nicht bestand. Treffender, aber 
auch wesentlich ungelenker, können sie als Erwerbsrechtfertigungsgründe 
bezeichnet werden. 

Alle Erwerbsgründe, wie immer sie auch beschaffen sein mögen12, sind 
damit für die Lehre vom Erlöschen der Schuldverhältnisse zunächst gegen­
standslos: wo keine Schuld, dort auch kein Erlöschen. freilich knüpfen alle 
Erwerbsgründe an einen Vorgang an, der ein Erlöschen der Schuld bewirken 
würde, falls eine Pflicht zur Leistung bestanden hätte, und hin und wieder 
spiegeln auch die Normtexte diese Situation wider, wenn sie Begriffe ver­
wenden, die uns aus der Lehre von der Erfüllung vertraut sind (vgl. etwa 
§ 814 mit dem »zum Zwecke der Erfüllung einer Verbindlichkeit« Geleiste­
ten). Infolgedessen ist auch für die Erwerbsgründe die Frage aufzuwerfen, ob 
sie wenigstens in dieser Verkürzung dem Erlöschen der Schulden gänzlich 
folgen oder von dieser oder jener Möglichkeit ausgeschlossen sind. Von 
Aussagen, die für alle Erwerbsgründe zutreffen, sondern sich dann andere, 
deren Geltung weniger weit reicht, die im Extrem gar nur für einen einzigen 
Erwerbsgrund in Betracht kommen. Kein Erwerbsgrund kann etwa zur 
Tilgung einer eigenen Verbindlichkeit durch Aufrechnung im einseitigen 
Akt verwandt werden (vgl. dazu unten § 12 IV 1 a mit § 56 BörsG als 
Ausnahme). Kein Erwerbsgrund rechtfertigt auch einen Erwerb durch Lei-

11 Zum Verhältnis von Schuld und Rechtszwang vgl. GERNHUBER Schvh § 4 1 5. 
12 Zur Morphologie und den einzelnen prakt. Fällen vgl. GERNHUBER Schvh § 5. 
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stung erfüllungshalber, sofern der Empfänger diese nicht in den ihm letztlich 
zugedachten Erwerb (mittels seiner Verwertungsbefugnis) umgesetzt hat (so 
explizit die §§ 656 II, 762 II für die erfüllungshalber gewährte Verbindlich­
keit). 

Zu differenzieren ist dagegen bei der Leistung an Erfüllungs Statt. Sie ist 
möglich dort, wo ein (wenn auch von der Rechtsordnung mißbilligtes) 
Leistungsversprechen festzustellen ist, und ausgeschlossen dort, wo die Par­
teien ganz bewußt nur einen Erwerbsgrund vereinbaren, sei es nun, weil eine 
Pflicht zur Leistung keinen Sinn mehr hat (Fall der Handschenkung), sei es 
auch, weil eine an sich mögliche Pflicht gerade nicht begründet werden sollte 
(Abrede, ohne jedes Obligo eine Gratifikation zu gewähren). Tritt an die 
Stelle des zunächst ins Auge gefaßten Erwerbs ein anderer (die zunächst 
angebotene Handschenkung wird abgelehnt und ein anderer Gegenstand 
geschenkt), so mag er in tatsächlicher Sicht den zunächst vorgesehenen 
Gegenstand surrogieren, in rechtlicher ist er ebenso unmittelbar und eigen­
ständig, wie wenn nie ein anderer im Gespräch gewesen wäre. 

Auch Drittleistungen (§ 267) sind - schon wegen der Notwendigkeit des 
Bezuges auf eine fremde Schuld - möglich nur nach einem Leistungsverspre­
chen. Soweit sie spontan erfolgen, kann der »Schuldner« freilich den bei ihm 
Deckung suchenden Dritten abwehren. Wer als Dritter auf einen fremden 
Erwerbsgrund leistet, führt weder ein Geschäft des »Schuldners« noch eine 
ungerechtfertigte Bereicherung herbei. 

7. Heilbar nichtige Rechtsgeschäfte. »Verbindlichkeiten« aus Rechtsge­
schäften, denen die Rechtsordnung die Anerkennung erst gewährt, wenn die 
ihnen entsprechende Leistung einer Partei bewirkt wurde (vgl. die §§ 313 
Satz 2, 518 II, 766 Satz 2 BGB, 15 IV 2 GmbHG), sind den Erwerbsgründen 
insofern ähnlich, als sie nicht durchgesetzt werden können, jedoch einen auf 
ihnen basierenden Erwerb rechtfertigen. Die spätere Anerkennung begrün­
det jedoch entscheidende Unterschiede, die nicht vernachlässigt werden 
dürfen und deshalb eine Einordnung unter die bloßen Erwerbsgründe aus­
schließen 13 • Mag man auch noch die Vorstellung des Gesetzes vom späteren 
Entstehen einer bereits erfüllten Pflicht zur Leistung für diese selbst als allzu 
theoretisch mit Skepsis betrachten können, so ist doch nicht zu leugnen, daß 
sie in der Verlängerung in das gesamte Schuldverhältnis den Zugang eröffnet 
zu Normen, die bei Annahme eines bloßen Erwerbsgrundes jedenfalls nicht 

n Sie wird jedoch vorgenommen von SIBER JherJb 50 (1906), 71 ff. und 70 (1921), 237ff.; 
KAESTNER Die rechtliche Natur der unvollkommenen Verbindlichkeiten, 1933, S. 56ff.; KRA­
WIELICKI Grundlagen des Bereicherungsanspruchs, 1936, S. 76f. und 133 f. 
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direkt zugänglich wären (wie etwa§ 426 für den Ausgleich zwischen Mitbür­
gen, wenn die Bürgschaft des einen von vornherein wirksam war, die des 
anderen aber erst durch Leistung wirksam wurde). Sie kann ferner für die mit 
Rücksicht auf nur eine Leistungspflicht formbedürftigen, jedoch formnichti­
gen gegenseitig verpflichtenden Verträge nicht entbehrt werden, weil in 
diesen Fällen bereits der Vollzug einer Leistung heilend wirkt und die (noch 
nicht erbrachte) Gegenleistung nunmehr ohne Besonderheiten gefordert 
werden kann 14 • 

Erwerbsgründe und Verbindlichkeiten aus heilbar nichtigen Rechtsge­
schäften stehen freilich gleich in der Frage nach den Vorgängen, die den 
Erwerb rechtfertigen bzw. Heilung bewirken. Insbesondere heilt jede Lei­
stung an Erfüllungs Statt und niemals eine Leistung erfüllungshalber. 

14 AA KRAWIELICKI aaO (Fn. 13), S. 79, 138f. Ihm zufolge liegt eine »gesetzlich vorgeschrie­
bene Umdeucung (§ 140) des Verpflichtungsgeschäfts« in eine bedingte promissio ob causam 
vor. 



§ 2 l, 1 

B. Modalitäten 

§ 2. Der Ort der Leistung 

Literatur: LEONHARD Erfüllungsort und Schuldort, 1907 (dazu ÜERTMANN, SeuffBl 73 [1908), 
385 ff.; FISCHER, ZHR 62 [1908), 498 ff.); H . LEHMANN Die Unterlassungspflicht im Bürgerlichen 
Recht, 1906, S. 177ff.; EMGE Der Vollzugsort beim gegenseitigen Vertrag, Diss. Marburg 1910; 
GRossMANN/DoERTH Das Recht des Überseekaufs, Bd. I, 1930; GAMILLSCHEG Rechtswahl, 
Schwerpunkt und mutmaßlicher Parteiwille im internationalen Vertragsrecht, AcP 157 (1958/ 
59), 303 ff.; WIEACKER Leistungshandlung und Leistungserfolg im bürgerlichen Schuldrecht, FS 
Nipperdey, 1965, Bd. I, S. 783ff.; ScHACK Der Erfüllungsort im deutschen, ausländischen und 
internationalen Privat- und Zivilprozeßrecht, 1985. 

1. Örtliche Bezüge der Schuld 

1. Überblick. Schulden sind unter verschiedenen Aspekten im Raum zu 
fixieren (zu »Orten«): in aller Regel hat der Schuldner an einem bestimmten 
Ort zu leisten; innerhalb der Gerichtsbarkeit ist das für die Schuld örtlich 
zuständige Gericht zu bestimmen; konkurrieren mehrere Rechtsordnungen, 
so gilt es (nach den Regeln des internationalen oder interlokalen Privatrechts), 
die Schuld einer bestimmten (in ihrem Geltungsanspruch räumlich be­
schränkten) Rechtsordnung zuzuweisen; differieren schließlich Verkehrssitte 
und Handelsbrauch an verschiedenen Orten, so kann nur räumliche Fixierung 
den Kanon der schuldrelevanten Sitten und Bräuche bestimmen 1• Die ältere 
Doktrin behandelte die Problembereiche als ungeschiedene Einheit unter dem 
einheitlichen Begriff des Erfüllungsortes (mit manchen U nzuträglichkeiten2). 

Heute werden sie zumeist voneinander gesondert3• Geblieben ist als Erbe 
einer an sich überwundenen Zeit begriffliche Vielfalt und Unsicherheit. 

1 Ohne akute Relevanz ist die Lokalisierung von Forderungen im Hinblick auf die Territorial­
hoheit der Staaten (Enteignung). Vgl. dazu BGHZ 9, 34ff. 

2 Wenn vertraglich ein Erfüllungsort bestimmt war, an dem die geschuldete Leistungshand­
lung gar nicht vorgenommen werden konnte, beachtete die Rspr. die Abrede nicht, weil sie in 
Widerspruch zur •Natur des Schuldverhältnisses« stand. Vgl. RGZ 41, 358 (361); LEONHARD 
Erfüllungsort, S. 76 (mit der ält. Judikatur). 

3 Bahnbrechend insoweit LEONHARD mit seiner Schrift zum Erfüllungsort und Schuldort aus 
dem Jahr 1907. 
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2. Handelsbrauch und Verkehrssitte. Für die räumliche Fixierung der 
Schuld zum Zweck der Bestimmung der relevanten Verkehrssitten und 
Handelsbräuche ist ein besonderer Begriff entbehrlich, wenn nicht gar 
schädlich. Im zeitlichen Ablauf eines Schuldverhältnisses können Han­
delsbrauch und Verkehrssitte mehrfach bedeutsam sein für heterogene Fra­
gen, die in ihren räumlichen Bezügen keiner einheitlichen Antwort zugäng­
lich sind. Der Ort, an welchem der Schuldner zu leisten hat, ist jedenfalls 
allein für die mit der Leistung verbundenen Fragen entscheidend. 

3. Der Erfüllungsort. Jüngerer Lehre entspricht es, den Begriff des Erfül­
lungsortes im materiellen Recht tunlichst zu vermeiden, um Mißverständnis­
sen vorzubeugen. Daß der Begriff des Erfüllungsortes damit gerade dem 
Vorgang der Erfüllung im Schuldverhältnis ferngehalten wird, mag paradox 
erscheinen, doch wäre jeder Versuch einer Umkehrung der begrifflichen 
Entwicklung nichts weiter als ein hoffnungsloses Unterfangen, dessen Folge 
nur weitere begriffliche Verwirrung sein könnte. Auch der Sprachgebrauch 
des BGB kann kein Hindernis sein. Zwar spricht es in den§§ 447, 644 II vom 
Erfüllungsort als Ort, an dem der Schuldner zu leisten hat, doch kann die 
Terminologie des Gesetzes keine Beachtung fordern, wenn sie disparat ist 
und wenn gerade sie sich (mangels ausreichender Differenzierung) als unzu-
länglich erwiesen hat. · 

Auch im Zivilprozeßrecht und im internationalen Privatrecht wird der 
Begriff »Erfüllungsort« in zunehmendem Maß nicht mehr verwendet. So­
wohl bei der Bestimmung des Gerichtsstandes als auch bei der Fixierung des 
Vertragsstatuts pflegt die Vertragspraxis alle interpretationsbedürftigen Be­
griffe zu vermeiden und direkt Ort und Rechtsordnung zu benennen. Das 
deutsche internationale Privatrecht kennt zwar noch den Ort einer Hand­
lung oder auch eines Erfolges als Anknüpfungspunkt von minderer Bedeu­
tung, verwendet jedoch hier wie dort den Begriff »Erfüllungsort« nicht 
mehr. Die ZPO allerdings hat ihn in§ 29 mit dem besonderen Gerichtsstand 
des Erfüllungsortes bis heute nicht aufgegeben. Ob der Begriff nach anfängli­
cher Überlastung und zunehmender Entlastung schließlich totaler Auszeh­
rung zum Opfer fallen wird, muß die Zukunft lehren. Einern frühen Versuch, 
ihn in allen nicht auf die Leistung bezogenen Fragen durch den Begriff 
»Schuldort« zu ersetzen\ ist jedenfalls ein voller Erfolg nicht beschieden 

4 Er wurde unternommen von LEONHARD. Im jüngeren Schrifttum findet sich der Begriff 
etwa bei ENNECCERus/LEHMANN §23 II 3; BLOMEYER §7 IV; EMMERICH, in: Athenäum­
Zivilrecht 1 (1972), S. 338. 

Hinderlich war gewiß die irrige Annahme, in§ 269 allein die Regelung des »Schuldortes« (und 
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gewesen. Zwar gelang es, das Schrifttum wenigstens weitgehend zu gewin­
nen, die Vertragspraxis aber blieb unbeeindruckt. 

4. Der Leistungsort.Jüngerer Lehre entspricht es ferner, den Ort, an dem 
der Schuldner die (letzte) Leistungshandlung vorzunehmen hat, als Lei­
stungsort zu bezeichnen (und damit einen Begriff zu wählen, den § 270 IV 
verwendet und der dem Normtext des§ 269 am besten entspricht) und in den 
Fällen unterschiedlicher räumlicher Fixierung der Leistungshandlung und 
des Leistungserfolges vom Leistungsort den Erfolgsort zu sondern5 • Kritisch 
ist dazu bereits bemerkt worden, daß damit der Leistungsort dem Leistungs­
begriff jedenfalls dann nicht kongruent sei, wenn unter jenem auch der 
Leistungserfolg verstanden werde6 • Richtiger ist es deshalb, von einem Lei­
stungsort nur bei gleicher Lokalisierung von Leistungshandlung und Lei­
stungserfolg zu sprechen, in den Fällen unterschiedlicher räumlicher Fixie­
rung dagegen vom Vollzugsort als Ort der Leistungshandlung und vom 
Erfolgsort als Ort des Leistungserfolges7 (§ 391 spricht insoweit von einem 
»Ablieferungsort« ; zu § 270 1 und II hat sich der Begriff »Zahlungsort« 
eingebürgert). 

Die Praxis ist der Theorie bislang keinesfalls konsequent gefolgt. Nach wie 
vor bleibt in ihr der Begriff »Erfüllungsort« ein mehrdeutiger Begriff, der im 
jeweiligen Einzelfall interpretierend zur Eindeutigkeit verdichtet werden 
muß. In der Rspr. ist oft noch der Leistungsort gemeint8• 

5. Gerichtsstand und Leistungsort. Die terminologische Sonderung der 
örtlichen Bezüge des Schuldrechts von jenen des Prozeßrechts und des 
internationalen Privatrechts war stets behindert (und bleibt gefährdet) durch 
eine Reihe tatsächlicher oder auch nur scheinbarer Kongruenzen. Im Pro-

damit nicht des Leistungsortes) vor sich zu haben. LEONHARD insoweit zust. aber EMGE, S. 5 ff. 
(lOf.) und 29ff.; GROSSMANN/DoERTH, S. 111. Zu Recht abl. dagegen ÜERTMANN SeuffBl 73 
(1908), 385ff.; PLANCKISIBER, 1 aß zu §269; ENNECCERus/ LEHMANN §23 II 3. 

5 Vgl. LARENZ SchuldR, § 14 IV; BLOMEYER § 7 II ; ESSER/SCHMIDT§ 15 1 I ; EMMERICH, in: 
Athenäum-Zivilrecht 1, S. 338 ; MünchKomm-KELLER 2 zu§ 269; STAUDINGERISELB 2 zu§ 269; 
SOERGEL/ M. WOLF2 zu §269; PALANDTIHEINRICHS 1 ZU §269. Vgl. aber auch ERMAN/KuCKUK 
1 zu§ 269 (mit Leistungsort und Erfüllungsort). 

6 WIEACKER, FS Nipperdey, Bd. I, S. 796f. 
7 Als »Vollzugsort« bezeichnen den Ort der Leistungshandlung bereits ENNECCERus/ LEH­

MANN §23 II 3; SoERGEL/ M. WoLF 2 zu §269. Mißverständnisse werden provoziert, wenn der 
Zahlungsort(= Erfolgsort des §270 1) als »besonderer Vollzugsort« bezeichnet wird (Begriff 
von FIKENTSCHER RdNr. 239). 

s Vgl. RGZ 114, 405; RG Warn 1922 Nr. 99; OGHZ 1 (1949), 363; BGH NJW 1974, 410 
(411). 




